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Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 

ef. N TE 7 


(Nr. 13682.) Zweite Verordnung über die Mietſenkung. Vom 5. Januar 1932. 


Auf Grund des $ 5 des Kapitels II im Zweiten Teile der Vierten Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens 
vom 8. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 699) in Verbindung mit der Verordnung zur Durch⸗ 
führung der Mietſenkung vom 15. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 752) wird folgendes 
angeordnet: 


Artikel . 


Die Preußiſche Verordnung über die Mietſenkung vom 21. Dezember 1931 (Geſetzſamml. 
S. 289) iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 


1. a) Im 8 2 Abſ. 1 werden hinter Satz 1 nach einem Komma die Worte eingefügt „ſoweit 
ſich nicht aus Abſ. 2 etwas anderes ergibt“. 


b) Im 8 2 wird hinter Abſ. 1 folgender neuer Abſ. 2 eingefügt: 

(2) Lag der am 10. Dezember 1931 geltende Mietzins unter der Friedens⸗ 
miete, ſo ermäßigt er ſich vom 1. Januar 1932 ab um 10 vom Hundert. 
Heizungskoſten oder ſonſtige Nebenleiſtungen bleiben außer Betracht, wenn ſie 
beſonders berechnet werden. r 


e) Im 8 2 treten in dem bisher zweiten, nunmehr dritten Abſatz an Stelle der Worte 
„Abſ. 1“ die Worte „Abſ. 1, 2“; ferner wird folgender Satz 2 angefügt „Bei 
Räumen, die am 1. Januar 1931 nicht vermietet waren, iſt der Berechnung des 
Unterſchieds der Mietzins zugrunde zu legen, der vorher zuletzt vereinbart war.“ 

d) Im 8 2 wird folgender Abſ. 4 angefügt: 

(4) Gilt der niedrigere Mietzins (Abſ. 3) nicht für die geſamte Dauer der 
Mietzeit, ſo iſt der Mietnachlaß auf die geſamte vom Zeitpunkt ſeines Eintritts 
ab noch laufende Mietzeit zu verteilen. Der danach ſich ergebende durch⸗ 


schnittliche Mietnachlaß darf auf die nach Abſ. 1, 2 eintretende Ermäßigung 
angerechnet werden. 


2. Im 8 3 wird vor dem bisher zweiten, nunmehr dritten Satze folgende Vorſchrift als 
Satz 2 eingefügt „§ 1 Abf. 3 gilt entſprechend.“ 


3. a) Im § 4 Abſ. 1 werden hinter Satz 1 folgende Vorſchriften als Satz 2, 3 eingefügt 
„Der Antrag muß innerhalb zwei Wochen geſtellt werden, nachdem der Vermieter 
gemäß § 15 dem Mieter den neuen Mietzins mitgeteilt hat. Iſt die Friſt verſäumt, 
ſo bleibt es bei der vom Vermieter angegebenen Mietermäßigung ($$ 15, 16).“ 
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p) Im § 4 wird der bisherige Satz 2 des Abſ. 1 als Abſ. 2 mit der Maßgabe eingeſtellt, 


daß hinter dem Worte „Entſcheidung“ die Worte „(Abſ. 1)“ eingefügt werden. 


e) Im 8 4 treten in dem bisher zweiten, nunmehr dritten Abſatz an Stelle der Worte 


„Abs. 1“ die Worte „Abſ. 2“. 


4. a) Im 8 6 Abſ. 1 wird folgender Satz 2 angefügt „Der Berechnung des Unterſchieds 


iſt bei Räumen, die am 1. Januar 1931 nicht vermietet waren, der vorher zuletzt 
vereinbarte Mietzins, bei Bauten, die nach dem 1. Januar 1931 fertiggeſtellt find, 
der erſte vereinbarte Mietzins zugrunde zu legen.“ 


b) Im 8 6 wird hinter Abſ. 1 folgender neuer Abſ. 2 eingefügt: 


(2) Gilt der niedrigere Mietzins (Abſ. 1) nicht für die geſamte Dauer der 
Mietzeit, ſo iſt der Mietnachlaß auf die geſamte vom Zeitpunkt ſeines Eintritts 
ab noch laufende Mietzeit zu verteilen. Der danach ſich ergebende durchſchnitt⸗ 
liche Mietnachlaß darf auf die nach § 5 eintretende Ermäßigung angerechnet 
werden. 


e) Im 8 6 treten in dem bisher zweiten, nunmehr dritten Abſatz an Stelle der Worte 


„Abs. 1“ die Worte „Abſ. 1, 2”. 


5. Im 5 12 wird vor dem bisher zweiten, nunmehr dritten Abſatze folgender neuer Abſ. 2 
eingefügt: 


(2) Gemeinnützigen Wohnungsunternehmen gleichzuachten ſind Gemeinden und 
Gemeindeverbände hinſichtlich ihrer u die nach dem 1. Juli 1918 zu Wohn⸗ 
zwecken bebaut worden ſind. 


6. Der § 14 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


(1) In den Fällen der SS 12, 13 finden bei Streitigkeiten SS 10, 11 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß im Falle des § 12 Abſ. 2 innerhalb zwei Wochen, nach⸗ 
dem der Vermieter gemäß § 15 dem Mieter den neuen Mietzins mitgeteilt hat, 
lediglich der Antrag auf Entſcheidung an den zuſtändigen Regierungspräſidenten, 
im Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk an den Verbandspräſidenten, 
im Gebiet des Stadtkreiſes Berlin an den Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg 
und von Berlin gegeben iſt. 


e S 17 erhält folgende Faſſung: 


(1) Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden keine Anwendung auf Miet⸗ 
verhältniſſe über Räume in Grundſtücken, die mit laufenden Geldverpflichtungen aus 
einer auf Grund des Reichsgeſetzes über das Zuſatzabkommen vom 6. Dezember 1920 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, betreffend 
ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland und gewiſſe Arten von Franken⸗ 
forderungen an deutſche Schuldner, vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. II S. 284) 
aus der Umwandlung einer ſchweizeriſchen Goldhypothek entſtandenen Franken⸗ 
grundſchuld ſowie aus ſolchen Hypotheken in in- und ausländiſcher Währung belaſtet 
ſind, die der Grundſtückseigentümer zur Ablöſung dieſer Frankengrundſchuld = 
genommen hat. 


(2) Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden ferner keine Anwendung an 
Untermietverhältniſſe. Einem Untermietverhältniſſe ſteht es gleich, wenn ein Haus⸗ 
eigentümer oder jemand, der einen Raum auf Grund eines Erbbaurechts, Nieß⸗ 
brauchs oder eines ähnlichen Rechtsverhältniſſes innehat, einen Teil des von ihm 
ſelbſt im Hauſe benutzten Raumes vermietet. a 
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> Artikel II. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt wird ermächtigt, den Wortlaut der Preußiſchen Verordnung 


über die Mietſenkung in der nunmehr geltenden Faſſung in der Preußiſchen Geſetzſammlung neu 
bekanntzumachen. 


Berlin, den 5. Januar 1932. 


Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche 


des Innern. für Volkswohlfahrt. Finanzminiſter. 
In Vertretung: In Vertretung: In Vertretung: 
Abegg. Scheidt. Schleuſener. 


(Nr. 13683.) Bekanntmachung der Neufaſſung der Preußiſchen Verordnung über die Mietſenkung. 
Vom 5. Januar 1932. 


Auf Grund des Artikels II der Zweiten Verordnung über die Mietſenkung vom 5. Januar 
1932 (Gefebfamml. S. 1) wird der Wortlaut der Preußiſchen Verordnung über die Mietſenkung 
nachſtehend bekanntgemacht. 


Berlin, den 5. Januar 1932. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: 


Scheidt. 


Preußiſche Verordnung über die Mietſenkung. 


Erſter Abſchnitt. 
Altbauten. 
; 8 J. i 
() Die geſetzliche Miete ermäßigt ſich für die mit dem 1. Januar 1932 beginnende Mietzeit 
von 120 vom Hundert auf 110 vom Hundert der reinen Friedensmiete (SS 2, 3 der Verordnung 
des Miniſters für Volkswohlfahrt über die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924 — 
Geſetzſamml. S. 474 —). ; 5 
(2) Von den 110 vom Hundert der reinen Friedensmiete ſind für die Koſten der laufenden 
Inſtandſetzungsarbeiten 16 vom Hundert in Anſatz gebracht. 

) Galt am 10. Dezember 1931 ein Mietzins, der niedriger war als der Mietzins für die 
mit dem 1. Januar 1931 beginnende Mietzeit, ſo darf der Unterſchied auf die nach Abſ. 1 ein⸗ 
tretende Ermäßigung angerechnet werden, wenn der Unterſchied im Mietzins nicht darauf beruht, 
daß die Friedensmiete auf Grund des 8 2 des Reichsmietengeſetzes geändert iſt oder der Mieter 
ſich auf die geſetzliche Miete berufen hat. 8 1 
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(4) Im übrigen behalten die vom Preußiſchen Staatsminiſterium und vom Miniſter für 
Volkswohlfahrt erlaſſenen Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften über die Mietzins⸗ 
bildung Gültigkeit. 


8 25 
(1) Sit bei Mietverhältniſſen über Gebäude oder Gebäudeteile, die bis zum 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden ſind, nicht die geſetzliche Miete zu zahlen, ſo ermäßigt ſich der Mietzins, 
der am 10. Dezember 1931 galt, vom 1. Januar 1932 ab um 10 vom Hundert der reinen Friedens⸗ 
miete, ſoweit ſich nicht aus Abſ. 2 etwas anderes ergibt. Für die Berechnung der reinen Friedens⸗ 
miete gelten 88 2, 3 der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über die Mietzinsbildung 
in Preußen vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 474). 


(2) Lag der am 10. Dezember 1931 geltende Mietzins unter der Friedensmiete, ſo ermäßigt 
er ſich vom 1. Januar 1932 ab um 10 vom Hundert. Heizungskoſten oder ſonſtige Nebenleiſtungen 
bleiben außer Betracht, wenn ſie beſonders berechnet werden. 0 


(3) Galt am 10. Dezember 1931 ein Mietzins, der niedriger war als der Mietzins für die 
mit dem 1. Januar 1931 beginnende Mietzeit, ſo darf der Unterſchied auf die nach Abſ. 1, 2 
eintretende Ermäßigung angerechnet werden, es ſei denn, daß die Ermäßigung lediglich mit 
Rückſicht auf 8 49a des Mieterſchutzgeſetzes erfolgt iſt. Bei Räumen, die am 1. Januar 1931 
nicht vermietet waren, iſt der Berechnung des Unterſchieds der Mietzins zugrunde zu legen, der 
vorher zuletzt vereinbart war. 

(4) Gilt der niedrigere Mietzins (Abſ. 3) nicht für die geſamte Dauer der Mietzeit, ſo iſt der 
Mietnachlaß auf die geſamte vom Zeitpunkt ſeines Eintritts ab noch laufende Mietzeit zu ver⸗ 
teilen. Der danach ſich ergebende durchſchnittliche Mietnachlaß darf auf die nach Abſ. 1, 2 ein⸗ 
tretende Ermäßigung angerechnet werden. 


8 
Richtet ſich nach dem Mietvertrage der Mietzins nach der Höhe der geſetzlichen Miete, ſo 
kann der Mieter auf Grund der allgemeinen Ermäßigung der geſetzlichen Miete, die nach 8 1 
erfolgt, eine entſprechende Ermäßigung ſeines Mietzinſes verlangen. § 1 Abſ. 3 gilt entſprechend. 
§ 2 findet keine Anwendung. f 


84. 

(1) In den Fällen der SS 1, 2, 3 entſcheidet über die Ermäßigung des Mietzinſes auf Antrag 
das Mieteinigungsamt. Der Antrag muß innerhalb zwei Wochen geſtellt werden, nachdem der 
Vermieter gemäß 8 15 dem Mieter den neuen Mietzins mitgeteilt hat. Iſt die Friſt verſäumt, 
fo bleibt es bei der vom Vermieter angegebenen Mietermäßigung (SS 15, 16). 


(2) Die Entſcheidung (Abſ. 1) iſt endgültig und bindet die Gerichte und Verwaltungsbehörden. 
(3) Der Vermieter hat dem Mieteinigungsamte die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
Im übrigen gelten für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamte, ſoweit ſich nicht aus Abſ. 2 


etwas anderes ergibt, die Vorſchriften des Mieterſchutzgeſetzes in Verbindung mit der reichs⸗ 
rechtlichen Verfahrensanordnung und den preußiſchen Ausführungsverordnungen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Neubauten. 


8 5. 5 
Bei Mietverhältniſſen über Gebäude oder Gebäudeteile, die nach dem 1. Juli 1918 bezugs⸗ 
fertig geworden ſind, ermäßigt ſich vom 1. Januar 1932 ab der Mietzins anteilig um den Betrag, 
um den die laufende Belaſtung des Grundſtücks nach den Vorſchriften über die Zinsſenkung (Erſter 
Teil Kapitel III der Verordnung des Reichspräſidenten vom 8. Dezember 1931 — Reichsgeſetzbl. I 
S. 699 — geſenkt wird. a 
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§ 6. 

(1) Galt am 10. Dezember 1931 ein Mietzins, der niedriger war als der Mietzins für die 
mit dem 1. Januar 1931 beginnende Mietzeit, ſo darf der Unterſchied auf die nach § 5 ein⸗ 
tretende Ermäßigung angerechnet werden. Der Berechnung des Unterſchieds iſt bei Räumen, 
die am 1. Januar 1931 nicht vermietet waren, der vorher zuletzt vereinbarte Mietzins, bei 
Bauten, die nach dem 1. Januar 1931 fertiggeſtellt ſind, der erſte vereinbarte Mietzins zugrunde 
zu legen. 

(2) Gilt der niedrigere Mietzins (Abf. 1) nicht für die geſamte Dauer der Mietzeit, ſo iſt 
der Mietnachlaß auf die geſamte vom Zeitpunkt ſeines Eintritts ab noch laufende Mietzeit zu 
verteilen. Der danach ſich ergebende durchſchnittliche Mietnachlaß darf auf die nach § 5 ein⸗ 
tretende Ermäßigung angerechnet werden. 


(3) Eine Anrechnung (Abſ. 1, 2) findet nicht ſtatt, wenn der Unterſchied im Mietzins darauf 
beruht, daß ſeit dem 1. Januar 1931 aus öffentlichen Mitteln Beihilfen gewährt oder erhöht 
oder ſonſtige Vergünſtigungen bewilligt worden ſind oder wenn die Ermäßigung lediglich mit 
Rückſicht auf § 49 a des Mieterſchutzgeſetzes erfolgt iſt. 


§ 7. 
(1) Der Betrag, um den die laufende Belaſtung des Grundſtücks geſenkt wird, iſt auf die 
einzelnen Mieter nach dem Verhältniſſe der Mietzinſen umzulegen, die für die mit dem 1. Januar 
1931 beginnende Mietzeit zu entrichten waren. Nicht vermietete Räume ſind mit zu berückſichtigen. 


(2) Bei Räumen, die am 1. Janaur 1931 nicht vermietet waren, iſt der Mietzins zugrunde 
zu legen, der vorher zuletzt vereinbart war. Bei Bauten, die nach dem 1. Januar 1931 fertig⸗ 
geſtellt ſind, gilt die erſte vereinbarte Miete. Soweit die Räume noch nicht vermietet waren, iſt 
ein den vermieteten Räumen des Grundſtücks entſprechender Mietzins zugrunde zu legen. 


(8) Heizungskoſten oder ſonſtige Nebenleiſtungen bleiben außer Betracht, wenn ſie beſonders 
berechnet werden. 


§ 8. 
Richtet ſich nach dem Mietvertrage der Mietzins nach der Höhe der geſetzlichen Miete für 
Altbauten, ſo kann der Mieter auf Grund der allgemeinen Ermäßigung der geſetzlichen Miete, die 
nach § 1 erfolgt, eine entſprechende Ermäßigung ſeines Mietzinſes nicht verlangen. § 5 bleibt 
unberührt. f 


§ 9. 

() Bei Mietverhältniſſen über Räume, die durch Um- oder Einbauten nach dem 1. Juli 1918 
in Gebäuden neu geſchaffen ſind (§ 16 des Reichsmietengeſetzes, § 33 des Mieterſchutzgeſetzes), die 
vor dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden waren, ermäßigt ſich der am 10. Dezember 1931 
geltende Mietzins für die am 1. Januar 1932 beginnende Mietzeit um 8 vom Hundert. Heizungs⸗ 
koſten oder ſonſtige Nebenleiſtungen bleiben außer Betracht, wenn ſie beſonders berechnet werden. 


ö) Galt am 10. Dezember 1931 ein Mietzins, der infolge Vereinbarung niedriger war als 
der Mietzins für die mit dem 1. Januar 1931 beginnende Mietzeit, ſo darf der Unterſchied auf 
die nach Abſ. 1 eintretende Ermäßigung angerechnet werden. 


§ 10. 

() In den Fällen der SS 5, 6, 7, 9 entſcheidet über die Ermäßigung des Mietzinſes auf 
Antrag der Vorſtand der Gemeinde (Gemeindeverband), die auf Grund des § 11 der Hauszinsſteuer⸗ 
verordnung (Geſetzſamml. 1931 S. 31) zur ſelbſtändigen Verwaltung des zur Förderung der Bau⸗ 
tätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens beſtimmten Teiles der Hauszinsſteuer berufen iſt. 
Der Antrag muß innerhalb zwei Wochen geſtellt werden, nachdem der Vermieter gemäß § 15 
dem Mieter den neuen Mietzins mitgeteilt hat. Iſt die Friſt verſäumt, ſo bleibt es bei der vom 
Vermieter angegebenen Mietermäßigung (88 15, 16). 


6 Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 1, ausgegeben am 7. 1. 32. 


(2) Die Entſcheidung hat, ſoweit nötig, die Mietermäßigung für ſämtliche Mieter des Grund⸗ 
ſtücks feſtzuſtellen, ohne Rückſicht darauf, ob ſie ſich am Verfahren beteiligt haben. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt den am Verfahren Beteiligten ſowie den Mietern zuzuſtellen, deren Miete gegenüber 
dem von dem Vermieter gemäß 88 15, 16 angegebenen Mietzins erhöht wird. 

(3) Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) iſt inner⸗ 
halb zwei Wochen nach Zuſtellung Beſchwerde an den zuſtändigen Regierungspräſidenten, im Gebiet 
des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk an den Verbandspräſidenten, im Gebiet des Stadt⸗ 
kreiſes Berlin an den Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg und von Berlin gegeben. Die 
Entſcheidung iſt endgültig und bindet die Gerichte und Verwaltungsbehördeit. 

() Der Vermieter hat den zur Entſcheidung berufenen Stellen die erforderlichen Unterlagen 
vorzulegen. 

§ 11. 

(1) Für die Entſcheidung ($ 10) wird eine Verwaltungsgebühr erhoben, deren Höhe die 
entſcheidende Stelle unter Berückſichtigung der entſtandenen Koſten feſtſetzt. Die Gebühr ſoll, 
abgeſehen von den baren Auslagen, in der Regel zwei bis zehn Reichsmark für jedes Mietverhältnis 
betragen. 

(2) Die Gebühr hat der unterliegende Teil zu tragen. Die entſcheidende Stelle kann die 
Gebühr ganz oder zum Teil dem obſiegenden Teile auferlegen, ſoweit dies nach Lage der Sache 
der Billigkeit entſpricht. 5 


Dritter Abſchnitt. 
Mietangleichung. 
§ 12. 


(1) Gemeinnützige Wohnungsunternehmen find berechtigt und verpflichtet, den Betrag, um 
den die Mietzinſen ihrer geſamten Grundſtücke nach den Vorſchriften dieſer Verordnung zu ſenken 
wären, derart zur Ermäßigung der einzelnen Mieten zu verwenden, daß unbeſchadet des Grundſatzes 
einer möglichſt allgemeinen Mietermäßigung eine weitgehende Angleichung der Mietzinſen vergleich⸗ 

barer Räume erreicht wird. Als Mietzinſen gelten auch Nutzungsgebühren. §8 2, 3, 5, 7, 9 
finden keine Anwendung. : 


(2) Gemeinnützigen Wohnungsunternehmen gleichzuachten ſind Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände hinſichtlich ihrer Grundſtücke, die nach dem 1. Juli 1918 zu Wohnzwecken bebaut 
worden ſind. . 

(3) Soweit ſich die Tätigkeit gemeinnütziger Wohnungsunternehmen auf mehrere Gemeinden 
erſtreckt hat, gelten als die geſamten Grundſtücke (Abſ. I) nur die innerhalb einer Gemeinde 
belegenen Grundſtücke. 
N ; § 13. 

Sonſtigen Wohnungsunternehmen kann der Vorſtand der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) 
— 8 10 Abſ. 1 — die Anwendung des § 12 hinſichtlich ſolcher Räume geſtatten, die mit Hilfe 
öffentlicher Mittel nach dem 1. Juli 1918 errichtet worden ſind. 


8 14. 


() In den Fällen der §§ 12, 13 finden bei Streitigkeiten SS 10, 11 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß im Falle des $ 12 Abſ. 2 innerhalb zwei Wochen, nachdem der Vermieter gemäß 
§ 15 dem Mieter den neuen Mietzins mitgeteilt hat, lediglich der Antrag auf Entſcheidung an 
den zuſtändigen Regierungspräſidenten, im Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk an 
den Verbandspräſidenten, im Gebiet des Stadtkreiſes Berlin an den Oberpräſidenten der Provinz 
Brandenburg und von Berlin gegeben iſt. 


(2) Der Antrag kann nur von einem Zehntel der beteiligten Mieter geſtellt werden. 
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Vierter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 15. 


Der Vermieter hat dem Mieter unverzüglich den Mietzins mitzuteilen, der ſich nach Maßgabe 
dieſer Verordnung für die mit dem 1. Januar 1932 beginnende Mietzeit ergibt. 


§ 16. 


Bereitet in den Fällen der SS 2, 3, 5, 6, 7, 9, 12 die endgültige Berechnung des Mietzinſes 
Schwierigkeiten, ſo hat der Vermieter dem Mieter unverzüglich eine vorläufige Mitteilung zu 
machen. Der Mieter iſt verpflichtet, den in der vorläufigen Mitteilung angegebenen Mietzins 
vorbehaltlich der endgültigen Mietberechnung zu zahlen. Den endgültig errechneten Mietzins, der 
ſich für die mit dem 1. Januar 1932 beginnende Mietzeit ergibt, hat der Vermieter dem Mieter 
bis zum 25. Januar 1932 mitzuteilen. Kommt der Vermieter dieſen Verpflichtungen nicht nach, 
und zahlt infolgedeſſen der Mieter nicht oder nicht rechtzeitig, ſo gelten die Rechtsfolgen, die für den 
Mieter deswegen nach Geſetz oder Vertrag eintreten, als nicht eingetreten. 


8 17. 


(1) Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden keine Anwendung auf Mietverhältniſſe über 
Räume in Grundſtücken, die mit laufenden Geldverpflichtungen aus einer auf Grund des Reichs: 
geſetzes über das Zuſatzabkommen vom 6. Dezember 1920 zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der 
Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, betreffend ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland und gewiſſe 
Arten von Frankenforderungen an deutſche Schuldner, vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. II S. 284) 
aus der Umwandlung einer ſchweizeriſchen Goldhypothek entſtandenen Frankengrundſchuld ſowie 
aus ſolchen Hypotheken in in- und ausländiſcher Währung belaſtet find, die der Grundſtücks— 
eigentümer zur Ablöſung dieſer Frankengrundſchuld aufgenommen hat. 

(2) Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden ferner keine Anwendung auf Untermiet⸗ 
verhältniſſe. Einem Untermietverhältniſſe ſteht es gleich, wenn ein Hauseigentümer oder jemand, 
der einen Raum auf Grund eines Erbbaurechts, Nießbrauchs oder eines ähnlichen Rechts— 
verhältniſſes innehat, einen Teil des von ihm ſelbſt im Hauſe benutzten Raumes vermietet. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(S 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 298 vom 22. Dezember 1931 
iſt eine viehſeuchenpolizeiliche Anordnung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 
18. Dezember 1931 — V 10 729 — betreffend Bekämpfung der Tuberkuloſe des Rindviehs in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, verkündet, die am 1. Januar 1932 in Kraft tritt. 


Berlin, den 18. Dezember 1931. 
Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1931 


über die Genehmigung zur Erhöhung des Aktienkapitals der Königsberg⸗Cranzer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft auf 1600 000 AM a 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 50 S. 299, ausgegeben am 12. Dezember 1931; 


br. Grunau, fol ten. str. 12% 


a 30 
8 Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 1, ausgegeben am 2 R 30 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. November 1931 
über die Genehmigung von Anderungen der Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz 
Sachſen a Er 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 50 S. 201, ausgegeben am 12. Dezember 1951; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Dezember 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Lychen zur Herſtellung eines 
Verbindungswegs zwiſchen den Stadtteilen vor dem Stargardter Tor — ſogenanntes 
Springviertel — und dem Fürſtenberger Tor bis zum Bahnhof Lychen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 53 S. 294, ausgegeben am 19. Dezember 1931; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Dezember 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die J. G. Farbeninduſtrie, Aktiengeſellſchaft 
in Frankfurt a. M., für den Betrieb der Braunkohlengrube Theodor bei Bitterfeld 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 52 S. 209, ausgegeben am 24. Dezember 1931. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddede zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


ö Sahrgang 1931 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1930 ſind noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden 
Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag. 

Preis 1,35 Ron zuzüglich Berfandfpeien. 


Von den Jahrgängen 1920—1931 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. 
Von den Hauptſachverzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preise von 1,— bezw. 2, — He netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. von Deder’s Verlag, G. Schenck 
Lintiteae 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 
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